
192 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates VII. GP. 

10. 12. 1953. 

Regierungsvorlage. 

Bericht an den Nationalrat, betreffend das 
auf der 35. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz angenommene überein­
kommen (Nr. 101) über den 'bezahlten 

,Urlaub in der Landwirtschaft. 

A. Vorbemerkungen. 

In der Zeit vom 4. bis 28. Ju~i 1952 trat in 
Genf die Internationale Arbeitskonferenz zu 
ihrer 35. Tagung zusammen, auf der österreich 
durch eine vollständige Delegation vertreten war. 

Auf dieser Konferenz wurde u. a. auch das 
übel"einkommen (Nr. 101) über den bezahlten 
Urlaub in der Landwirtschaft angenommen. 

Gemäß Art. 19 der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation ist jeder Mitglied­
staat verpflichtet, die von der Konferenz ange­
nommenen übereinkomm~n und Empfehlungen 
den zur Entscheidung berufenen Stellen zum 
Zwecke der Verwirklichung durch die innerstaat­
liche Gesetzgebung oder zwecks sonstiger Maß­
nahmen zu, unterbreiten und dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeitsamtes in Genf von 
de~ betreffenden Maßnahmen in Kenntnis zu 
setzen. Die hiefür festgesetzte Frist beträgt ein 
Jahr, bei Vorliegen besonderer Umstände 18 Mo­
nate nach Schluß der Tagung der Konferenz. Da 
die offiziellen deutschen Texte des übereinkom­
menserst im Mai d. J. auf einer übersetzungskon­
ferenz unter Beteiligung von Vertretern der Re­
publik österreich, der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Schweiz festgelegt wurden und die 
übersetzungstexte vom Internationalen Arbeits­
amt erst nach Ablauf der einjährigen Frist über­
mittelt wurden, muß für die verfassungsmäßige 
Behand.lung die außerordentliche Frist von 18 Mo­
naten in Anspruch genommen werden. Diese Frist 
läuft am 28. Dezember 1953 ab. 

Die Ratifikation eines internationalen Arbeits­
übereinkommens hat für den ratifizierenden 
Staat die Wirkung, daß er verpflichtet ist, auf 
dem im übereinkommen geregelten Gebiete seine 
Gesetzgebung mit den Forderungen des über­
einkommens in Einklang zu bringen. Dem Inter­
nationalen Arbeitsamt ist jährlich ein Bericht 
über die Maßnahmen zur Durchführung der 
übereinkommen, denen der Mitgliedstaat beige-

treten ist, vorzulegen. Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes legt der nächsten 
Arbeitskonferenz diese Berichte zur Prüfung vor. 

Dem übereinkommen kommt die Bedeutung 
eines Staatsv'ertrages zu, zu dessen Ratifikation 
gemäß Art. 65 Abs. 1 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 der Herr 
Bundespräsident zuständig ist. Die Ratifikation 
des übereinkommens bedarf überdies zu ihrer 
Gültigkeit gemäß Art. 50 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 der Ge­
nehmigung desi Nationalrates, da das überein­
kommen die Republik österreich mindestens elf 
Jahre bindet und die gesetzgebende Körperschaft 
während dieser Zeit, somit in ihrem Gesetz­
gebungsrecht insoweit eingeschränkt ist, als sie 
auf den Gebieten, die durch das übereinkommen 
geregelt sind, kein Recht setzen darf, das unter 
die Mindestnormen des übereinkommens geht. 

B. Das übereinkommen. 

Das übereinkommen (Nr. 101) über den be­
zahlten Urlaub in der Landwirtschaft, dessen 
englischer und französischer Originaltext samt 
dem offiziellen deutschen übersetzungstext in der 
Anlage beigeschlossen ist, verlangt vori dem rati­
fizierenden Mitgliedstaat, daß er in 'seiner Ge­
setzgebung den Anspruch der Arbeitnehmer in 
landwirtschaftlichen Betrieben und verwandten 
Tätigkeiten auf einen bezahlten Jahresurlaub 
nach einer gewissen Dauer des Dienstverhält­
nisses anerkennt. Gemäß den Art. 2, 3 und 4 
des übereinkommens bleibt es dem ratifizieren­
den Staate überlassen, das Verfahren zur Rege­
lung des bezahlten Jahresurlaubs zu bestimmen, 
die Voraussetzungen für den Erwerb des An­
spruches und die Mindestdauer des bezahlten 
Jahresurlaubs festzusetzen und die Betriebe, 
Tätigkeiten und Personengruppen zu bestimmen, 

, auf die dieses übereinkommen Anwendung fin-
det beziehungsweise die bestimmten Personen­
gruppen zu bezeichnen, die von der Anwendung 
des übereinkommens ausgenommen sind. Gemäß 
Art. 5 des übereinkommens hat die Urlaubs­
regelung eine Begünstigung der jugendlichen Ar­
beitnehmer und eine Steigerung des bezahlten 
Urlaubs mit der, zunehmenden Dienstdauer für 
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alle landwirtschaftlichen Dienstnehmer vorzu­
Sehen und Bestimmungen über die Nichtanrech­
nung auf den Urlaub von Feier- und Ruhetagen 
sowie von Zeiten zu enthalten, während welcher 
der Arbeiter infolge Krankheit oder Un­
fall an der Leistung seiner Dienste verhindert 
war. Der staatlichen Gesetzgebung bleibt es ge-' 
mäß Art. 6 des übereinkommens anheim­
gestellt, eine Teilung des Urlaubs zuzulassen. 
Art. 7 des übereinkommens verlangt die An­
erkennung des Anspruches auf ein Urlaubs entgelt 
und läßt die Abgeltung von Sachleistungen in 
einem entSprechenden Geldbetrag zu. Art. 8 be­
stimmt, daß Vereinbarungen zwischen dem Ar­
beitgeber und dem Arbeitnehmer, die dem Zweck 
der Urlaubsregelung entgegenstehen, nichtig sind. 
Art. 9 des übereinkommens 'verlangt von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung die Anerkennung 
des Anspruches des schuldlos entlassenen Arbeit­
nehmen auf ein Urlaubsentgelt für jeden nach 
dem übereinkommen zustehenden Urlaubstag. 
Der Mitgliedstaat, der das übereinkommen rati­
fiziert, übernimmt gemäß Art. 10 die Verpflich­
tung, geeignete Einrichtungen zu schaffen oder 
aufrechtzuerhalten, welche' die Einhaltung der 
Bestimmungen des übereinkommens gewähr-
leisten. . 

Das Arbeitsrecht in der Land- und Forstwirt­
schaft ist im Bundesgesetz vom 2. Juni 1948, 
BGBL Nr. 140, betreffend die Grundsätze für die 
Regelung des Arbeitsrechtes in der Land- und 
Forstwirtschaft (Landarbeitsgesetz), geregelt. § 65 
dieses Gesetzes enthält besondere Bestimmungen 
über den Urlaub. Danach entsteht für den 
Dienstnehmer in der Land-und Forstwirtschaft 
bereits nach einer ununterbrochenen Dienstzeit 
von neun Monaten ein Urlaubs anspruch. Das 
Urlaubsausmaß beträgt in den ersten fünf Jahren 
zwölf Werktage und steigt mit der Anzahl der 
Dienstjahre auf 24 Werktage pro Arbeitsjahr. 
Dabei werden die ges·etzlichen Feiertage nach dem 
Feiertagsruhegesetzauf den Urlaub nicht ange­
rechnet. Die Dienstnehmer in der Land-' und 
Fors~wi'rtschaft behalten gemäß § 67 des Land-

arbeitsgesetzes während ihres Urlaubs den An­
spruch auf Entgelt. Nehmen sie die Kost wäh­
rend ihres Urlaubs nicht in Anspruch, dann ge­
bührt ihnen für jeden Urlaubstag und die in 
den Urlaub fallenden Sonn- und Feiertage eine 
Vergütung in barem; diese beträgt das Einein­
halbfache der für Zwecke der Sozialversicherung 
festgesetzten Bewertungssätze. Im Falle der 
Lösung des Dienstverhältnisses gebührt dem 
Dienstnehmer gemäß § 68 des Landarbeitsg,esetzes 
für' die Zeit vor dem Erwerb eines Urlaubs­
anspruches eine Abfindung. Für die jugendlichen 
Dienstnehmer ist eine günstigere Urlaubsregelung 
vorgesehen, da diesen gemäß § 67 Abs. 4 des 
Landarbeitsgesetzes ein zusammenhängender Ur­
laub von 24 Werktagen gebührt. Die Einhaltung 
der Urlaubsbestimmungenist durch die Einrich­
tung der Land- und Forstwirtschaftsinspektion 
gewährleistet. 

Sämtliche Mindestnormen des überei~kom­
mens sind somit inder österreichisch,enGesetz­
gebung bereits verwirklicht. Zur Frage der Rati­
fikation des übereinkommens hilben daher alle 
befragten Stellen zustimmend Stellung ge­
nommen. 

Angesichts der dargelegten Rechtslage in Oster­
l'eich auf dem durch das genannte übereinkom­
men geregelten Gebiet hat die Bundesregierung 
in der Sitzung des Ministerrates' v\Jm 17. No­
vember 1953 den Beschluß gefaßt, dem Herrn 
Bundespräsidenten die vorbehaltlose Ratifikation 
des übereinkommens (Nr. 101) über den' be­
zahlten Urlaub in der Landwirtschaft vorzu­
schlagenund hiezu gemäß Art. 50 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 .die 
Genehmigung des Nationalrates einzuholen. 

Die Bundesregierung stellt nunmehr den 

. An t rag: 

"Der Nationalrat wolle dem übereinkommen 
(Nr. 101) über den bezahlten Urlaub in der 
Landwirtschaft die verfassungsmäßige Genehmi­
gung ert!!ilen." 
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CONVENTION CONCER­
NING HOLIDA YS WITH 
PA Y IN AGRICULTURE. 

The General Conference of 
the International Labour Or­
ganisation, 

Having been convened at 
Geneva by the Governip.g 
Body of the International 
Labour Office, and h.aving 
met in its Thirty-fifth Ses­
sion on 4 June 1952, and 

Having decided upon the 
adoption of certain pro­
pos als with regard to holi­
days with pay in agri­
culture, which is the fourth 
item on the agenda of the 
session, and 

Having determined that these 
propösals shall . take the 
form of an international 
Convention, 

adopts this twenty-sixth day of 
June of the year one thousand 
nine hundred and fifty-two the 
following Convention, which 
may be' cited as the Holidays 
with Pay (Agriculture) Con-
vention, 1952: 0 

Article 1 

Workers employed m agn­
cultural undertakings and re­
lated occupations shall be 
gran ted an unnual holiday 
with pay after aperiod of con­
tinuous service with the same 
employer. 

Article 2 

1. Each Member which ratifies 
this Convention shall be free 
to decide the manner 'in which 
provision shall be made Jor 
holidays with pay m agri­
culture. 

CONVENTION CONCER­
NANT LES CONGES 
PA YES DANS L' AGRI­
CULTURE. 

La Conference general de 
l'Organisation internationale du 
Travail, 

Convoquee a Geneve par le 
Conseil d'administration 
du Bureau international du 
Travail, et s'y etant reunie 
le 4 juin 1952, en sa trente­
cinquicme session, 

Aprcs avoir decide d'adopter 
. diverses propositions rela­

tives aux conges payes dans 
l'agriculture, question qui 
constitue le quatrieme 
point a l'ordre du jour de 
la session, 

Apres avoir decide que ces 
pro positions prendraient la 
forme d'une convention 
in terna tionale, 

adopte, ce vingt-sixieme jour de 
juin mil neuf cent cinquante­
deux, la convention ci-apres, 
qui sera denommee Convention 
sur les conges payes (agri­
culture), 1952: 

Article 1 

Les travailleurs . employes 
dans les entreprises de l'agri­
culture ainsi que dans les occu­
pations connexes devront be ne­
ficier d'un conge annuel paye 
apres une periode de service 
continu aupres du meme em­
ployeur. 

Article 2 

1. Tout Membre qui ratifie 
la presente convention sera 
libre de decider de la maniere 
dont sera assure l'octroi des 
conges payes dans !'agriculture. 

3 

(Amtliche übersetzung) 

Übereinkommen (Nr. 101) 
über den bezahlten Urlaub 
in der Landwirt1ichaft. 

Die Allgemeine Konferenz der 
Internationalen Arbeitsorgani­
sation, : ;~ j 

die vom Verwaltungsrat des 
Internationalen Arbeits-

• amtes nach Genf einberufen 
wurde und am 4. Juni 1952 
zu ihrer fünfunddreißigsten 
Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge anzunehmen, be­
treffend den bezahlten Ur­
laub in der Landwirtschaft, 
eine frage, die den vierten 
Gegenstand ihrer Tagesord­
nung bildet, und hat dabei 
bestimmt, daß diese An­
träge die Form eines inter­
nationalen übereinkom­
mens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 26. Juni 1952, das folgende 
übereinkommen an, das als 
übereinkommen über den be­
zahlten Urlaub (Landwirtschaft), 
1952, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

Arbeitnehmern in landwirt­
schaftlichen Betrieben und in 
'verwandten Tätigkeiten ist nach 
einer gewissen Dauer ununter­
brochenenDienstes bei dem­
selben Arbeitgeber ein bezahlter 
Jahresurlaub zu gewä~ren. 

Artikel 2 

1. Jedem Mitgli~d, das dieses 
übereinkommen ratifiziert, 
steht es frei, über das Verfahren 
zu entscheiden, nach welchem 
der bezahlte Urlaub in der 
Landwirtschaft geregelt wird. 
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2. Such prOVlSlOn may be 
made, where appropriate, by 
means of collective agreement 
or by entrusting the regulation 
of holidays with' pay in agri­
culture to special bodies. 

3. Wherever the manner in 
which provision is made for 
holidays with pay in agriculture 
permits-

(a) there shall be full pre­
liminary consultation with 
the most representative 
organisations of employers 
and workers concerned, 
where such exist, and with 
any other persons, spe­
cially qualified by their 
trade or functions, whom 
the competent authority 
deerns it useful to consult; 

(b) the employers and workers 
concerned shall participate 
in the regulation of holi­
days with pay, or be con­
sulted or have the right 
to be heard, in such 
manner and to such extent 
as may be determined by 
national laws or regula­
tions, but in any case on 
a basis of complete 
equality. 

Article 3 

The required minimum period 
of continuous service and the 
minimum duration of the an­
nual holiday with pay shall be 
determined by national laws or 
regulations, collective ,agree­
ment,or arbitration award,or by 
special podies entrusted with the 
regulation of holidays with pay 
in agricuhure, or in any other 
manner approved by the com­
petent authority. 

Article 4 

1. Each Member which ratifies 
this Convention shall be free 
to determine, after consultation 

2. L'octroi des conges payes 
dans l'agriculture pourra etre 
assure eventuellement par voie 
de convention collective ou' en 
confiant la reglem~ntation ades 
organismes speciaux. 

3. Lorsque la inaniere dont 
est assure l'octroi des conges 
payes dans l'agriculture le per­
met: 

a) il devra ~tre procede a 
une consultation prelimi­
naire approfondie des or­
ganisations les plus repre­
sentatives d'employeurs 
et de travailleurs interes­
sees, s'il en existe, et de 
toutes autres personnes 
specialement qualifiees a 
cet egard par leur profes­
sion ou leurs fonctions 
auxquelles l'autorite com­
petente jugerait utile de 

. s' adresser; 
b) les employeurs et travail­

leurs interesses devront 
participer a la reglemen­
tation' des conges payes, 
ou etre consultes, ou 
avoir le droit d'etre 
entendus, sous la forme 
et dans la mesure qui 
pourront '&tre determiqees 
par la legislation natio­
nale, mais dans tous les 
cas sur la base d'une 
egalite absolue. 

Article 3 

La periode minimum requise 
de service continu et la duree 
minimum du conge annuel paye 
seront determinees par voie de 

, lt~gislation. nationale, de conven-
tion collective, de sentence ar­
bitrale ou par des organismes 
speciaux charges de la reglemen­
tation des conges payes en agri­
culture, ou par toute autre voie 
approuvee par l'autorite compe­
tente. 

Article 4 

1. Tout Membre qui ratifie la 
presente convention a la liberte, 
apres consultation des organi-

2. Die Regelung des bezahlten 
Urlaubs in der Landwirtschaft 
kann im Wege von Gesamt­
arbeitsverträgen oder dadurch 
gesichert werden, daß sie be-. 
sonderen Stellen übertragen 
wird. ! 

3. Soweit das Verfahre~, nach 
welchem der bezahlte Urlaub 
in der Landwirtschaft geregelt 
wird, es gestattet, 

a) sind die maßgebenden be­
teiligten Arbeitgeber- und 

Arbeitnehmerverbände, 
falls solche bestehen, wie 
auch nach Ermessen der 
zuständigen . Behörde 
andere durch ihren Beruf 
oder ihren Wirkungskreis 
dazu besonders geeignete 
Personen zuvor eingehend 
zu Rate zu ziehen, 

b) haben die beteiligten Ar­
beitgeber und Arbeitneh­
'mer an der .Regelung des 
bezahlten Urlaubs teilzu­
nehmen oder müssen sie 
dabei zu Rate. gezogen 
werden oder das Recht 
haben, angehört zu wer­
den, und zwar in der 
Form und in dem Maße, 
wie die innerstaatliche Ge­
setzgebung dies vorsieht, 

\ jedenfalls aber auf der 
Grundlage völliger Gleich­
berech tigung. 

Artikel 3 

Die erforderliche Mindest­
dauer ununterbrochenen Dien­
stes und die Mindestdauer des 
bezahlten Jahresurlaubs sind 
durch die innerstaatliche Gesetz­
gebung, Gesamtarbeitsvertrag 
oder Schiedsspruch oder durch 
besondere Stellen, die mit der 
Regelung des bezahlten Urlaubs 
in der Landwirtschaft betraut 
sind, oder nach einem anderen 
von der zuständigen Stelle ge­
nehmigten ..v erfahren festzu­
setzen. 

Artikel 4 

1. Jedem Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert, steht 
es frei, nach Anhörung der maß-
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with the most representative 
organisations of employers and 
workers concerned, where such 
exist, to which undertakings, 
occupations, and categories of 
persons referred to in Artide 1 
the provisions of the Conven­
tion shall apply. 

2. Each Member which ratifies 
this Convention may, exdude 
from the application of all or 
any of the prOVlSlons of the 
Convention categories of per­
sons whose conditions of em­
ployment render such provisions 
inapplicable to them, such as 
members of the farmer's family 
employed by hirn. 

Article 5 

Where appropriate, provlSlon 
shall be made, In accordance 
with the established procedure 
for the regulation of holidays 
with pay 'in ,agriculture, for-

(a) more favourable treat­
ment for young workers, 
including apprentices, in 
cases in which the annual 
holiday with pay granted 
to adult workers IS not 
considered adequate for 
young workers; 

(b) an increase in the duration 
of theannual paid holi­
day with the length of 
service; 

(c) proportionate holidays or 
payment in lieu thereof, 
in cases where the period 
of continuous service of 
a worker IS not of suf­
ficient duration to qualify 
hirn for an annual holiday 
with pay but exceeds such 
minimum period as may 
be determined in accord­
ance with the established 
procedure; 

(d) the exclusion from the 
annual holiday with pay 
of public and customary 
holidays and weekly, rest 

sations les plus representatives 
d'employeurs et de travailleurs 
interessees, s'il en existe, de 
determiner les entreprises, les 
occupations et les categories de 
personnes visees a l'artide 1 
auxquelles devront s'appliquer 
les dispositions de la convention. 

2. Tout Membre qui ratifie la 
presente ',convention peut ex­
dure de l'application de l'en­
semble ou de certaines des dis­
positions de la convention le~ 
categories de personnes a l'egard 
des quelles ces dispositions sont 
inapplicables du fait de leurs 
conditions d'emploi, teiles que 
les membres de la famille de 
l'exploitant employes par ce 
dernier. 

Article 5 

Lorsque cela est opportun, il 
devra ,hre prevu, conforme­
ment a la procedure etablie 
paur la reglementation des cön­
ges payes dans l'agriculture: 

a) un regime plus favorable 
pour les jeunes travail­
leurs, y compris les ap­
prentis, dans les cas ou les 
conges payes annuels oc-' 
troyes aux travailleurs 
adultes ne sont pas con­
sideres comme appropries 
pour des jeunestravail­
leurs; 

b) un accroissement de la 
duree du conge paye, avec 
la duree du service; 

c) un conge proportionnel 
ou, a defaut, une indem­
nite compensatoire, SI la 
periode de service continu 
d'un travailleur ne lui 
permet pas de pretendre 
a un conge annuel paye, 
mais depasse une periode 
minimum determinee con­
formement a la procedure 
etablie; 

d) lors de l'attribution du 
conge annuel paye, l'ex­
clusion des jours feries of­
fici eis et couturniers, des 

5 

gebenden beteiligten Arbeit­
geber-' und Arbeitnehmerver­
bände, falls solche bestehen, zu 
bestimmen, auf welche der in 
Artikel 1 bezeichneten Betriebe, 
Tätigkeiten und Personengrup­

, pen 'die Bestimmungen des 
übereinkommens Anwendung 
find~n. i~ 1);) 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ra tifiziert, 
kann von der Anwendung aller 
oder einzelner Bestimmungen 
des übereinkommens Personen­
gruppen ausnehmen, auf die 
diese Bestimmungen infolge 
'ihrer Anstellungsbedingungen 
unanwendbar sind, wie zum Bei­
spiel die vom Betriebsinhaber 
beschäftigten Familienangehöri­
gen. 

Artikel 5 

Wo es angebracht ist, ist nach 
dem für die Regelung des be­
zahlten Urlaubs In der Land­
wirtschaft eingeführten Ver­
fahren Vorsorge zu treffen für 

a) eine günstigere Behandlung 
jugendlicher Arbeitnehmer 
einschließlich der Lehr­
linge in Fällen, in denen 
der den erwachsenen Ar­
beitnehmern gewährte be­
zahlte Jahresurlaub als 
nicht angemessen für 
jugendliche Arbeitnehmer 
einschließlich der Lehr­
linge angesehen wird, 

b) eine der Dienstdauer ent­
sprechende Verlängerung 
des bezahlten Urlaubs, 

c) eInen. 1m entsprechenden 
Verhältnis bemessenen U r­
laub oder eine Abgeltung 
des Urlaubs in Fällen, in 
denen die Dauer des un­
unterbrochenen Dienstes 
dem Arbeitnehmer keinen 
Anspruch auf bezahlten 
Jahresurlaub gibt, jedoch 
eine nach dem eingef~hr­
ten Verfahren bestimmte 
Mindestdauer überschrei­
tet, 

d) die Nichteinrechnung von 
öffentlichen oder üblichen 
Feiertagen und wöchent­
lichen Ruhezeiten in. den 
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periods, and,to such ex­
tent as may be determined 
in accordance with the 
established ' procedure, 
temporary interruptions 
of attendance at work due 
to such causes as sickness 
or accident. 

Artic1e 6 

The annual holiday with pay 
may be divided within such 
limits as may be laid down by 
national laws or regulations, 
collective agreement, or ar­
bitration award, or by special 
bodies entrusted with the regu­
lation of holidays with pay in 
ag'riculture, or in any other 
manner approved by the com­
petent authority. 

Artic1e 7 

1. Every person taking a holi­
day in virtue of this Convention 
shall receive, in respect of the 
full period of the holiday, not 
less than his usual remunera­
tion, or such remuneration as 
may be prescribed in accord­
ance with paragraphs 2 and 3 
of this Article. 

2. The remuneration payable 
in respect of the holiday shall 
be calculated as prescribed by 
national laws or regulations, 
collective agreement, or arbi­
tration award, or by special 
bodies entrusted with the regu­
lation of holidays with pay in 
agriculture," or in any other 
manner approyed by the com­
petent authority. 

3. Where the remuneration 
of the person taking a holiday 
includes payments in kind, 
provision may be made for the 
payinent in respect of holidays 
of the cash equivalent of such 
payments in kind. 

Artic1e 8 

periodes de repos heb­
domadaire, et, dans' les 
limites fi'xees conforme­
me nt a' la procedure 
etablie, des interruptions 
temporaires de travail 
dues notamment a la 
maladie ou a un accident. 

Artic1e 6 

Le conge annud paye pourra 
etre fractionne dans les limites 
pouvant ·hrefixees par voie de 
legislation nationale, de con­
vention collective, de sentence 
arbitrale ou par des organismes 
speciauxcharges de la reglemen­
tation des conges payes en agri­
culture, ou par toute autre voie 
approuvee par l'autorite com­
petente. 

Artic1e 7 

1. Toute personne prenant un 
conge en vertu de La presente 
convention recevra, pour toute 
la duree dudit conge, une re­
muneration qui ne pourra ~tre 
inferieure a sa remuneration 
habituelle, ou teIle remunera­
tion qui pourrait hre prescrite 
conformement aux paragra­
phes 2 et 3 du present article. 

bezahlten Jahresurlaub, 
ebenso VOll zeitweiligen 
Arbeitsunterbrechungen in 
einem nach dem eingeführ­
ten Verfahren bestimmten 
Ausmaß, insbesondere 
wenn die Unterbrechungen 
durch Krankheit oder Un­
fall verursacht worden 
sind. 

Artikel 6 

Der bezahlte Jahresurlaub 
kann innerhalb der Grenzen ge­
teilt werden, die durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung, 
Gesamtarbeitsvertrag oder 
Schiedsspruch oder durch be­
sondere Stellen, die mit der 
Regelung' des bezahlten Urlaubs 
in der Landwirtsdlaft betraut 
sind, oder nach einem anderen 
von der zuständigen Stelle ge­
nehmigten Verfahren fest­
gesetzt werden. 

Artikel 7 . 

1. Jeder Person, die nam 
diesem übereinkommen Urlaub 
nimmt, ist für die ganze Ur­
laubsdauer mindestens ihr üb­
liches Entgelt oder das nach den 
Absätzen 2 und 3 dieses Artikels 
vorgeschriebene Entgelt zu zah­
len. 

2. La remuneration a verser 2. Das Urlaubsgeld ist in der 
pour la periode du conge ser,a Weise zu berechnen, wie es 
calculee de la maniere prescrite durch di~ innerstaatliche Gesetz­
par voie de legislation nationale, gebung, Gesamtarbeitsvertrag 
de convention collective, de oder Schiedsspruch oder durch 
sentence arbitrale ou par des or- besondere Stellen, die mit der 
ganismes speciaux charges ,de la Regelung des bezahlten Urlaubs 
reglementation des conges payes in der Landwirtschaft betraut 
en ragriculture, -ou par toute sind, oder nach einem anderen 
autre voie approuvee par l'auto-I von ~er zuständigen Stell~ ge­
rite competente. nehmlgten Verfahren bestimmt 

ist. 

3. Lorsque la remuneration 
de la personne qui prend un 
conge comporte des prestations 
en nature, il pourra lui etre 
verse, pour la periode du conge, 
la contre-valeur en especes de 
ces prestations. 

Artic1e 8 

3. Schließt das Entgelt einer 
Person, die Urlaub nimmt, Sach­
leistungen ein, so kann ihr für 
die Urlaubsdauer ein den Sam­
leistungen entsprechender Geld­
betrag gezahlt werden. 

Artikel 8 

Any agreement to relinquish Toutaccord portant sur J ede Vereinbarung' über die 
Abdingung des Ansprums auf the right to an annual holiday l'abandon du droit au conge 
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with pay, or to forgo such a annue1 paye ou sur la renoncia­
holiday, shall be void. tion audit conge devra hre con­

sidere comme nuI. 

Article 9 

A person· dismissed for a 
reason other than his own mis­
conduct before he has taken a 
holiday due to hirn shall 
receive in respect of every day 
of holiday due to hirn in virtue 
of this Convention the remune­
ration provided for in Article 7. 

Article 10 

Each Member which ratifies 
this Convention undertakes to 

maintain, or satisfy itself. that 
there is maintained, an ad,quate 
system of inspection arid super­
vision to ensure the application 
of its provisions. 

Article 11 

Each Member which ratifies 
this Convention shall communi­
cate annually to the Internatio­
nal Labour Office a' general 
statement indicating the manner 
in which the provisions of the 
Convention are implemented, 
and, in summary form, the 
occupations, categories and ap­
proximate number of workers 
covered, the duration of the, 
holidays gran ted, and the more 
important of the other con­
ditions, if any established 
relevant to holidays with pay 
in agriculture. 

Article 12 

The formal ratifications of 
this Convention shall be com­
municated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 

Article 13 

1. This Convention shall be 
bin ding only upon those Mem­
bers of the International Labour 
Organisation whose ratifications 
have been registered w:ith the 
Director-General. 

Article 9 

Toute personne congediee sans 
qu'il y ait eu faute de sa part, 
avant d'avoir pris un conge qui 
lui est dfi, devra recevoir, pour 
chaque jour de conge dfi en 
vertu de la presente convention, 
la remuneration pn~vue a l'ar­
tide 7. 

Article 10 

Tout Membre qui ratifie la 
presente convention s'engage a 
faire en sorte qu'il existe un 
systeme approprie d'inspection 
et de contr8le pouren assurer 
I' application. 

Article 11 

Tout Membre qui ratifie la 
presente convention devra com­
muniquer chaque annee au 
Bureau international du Travail 
un expose general faisant con­
nahre la maniere dont les dis­
positions de la convention sont 
appliquees. Cet expose com­
prendra des indications som­
maires sur les occupations, les 
categories et le nombre approxi­
matif des trav'-lilleurs auxquels 
cette reglementation s'applique, 
la duree des conges octroyes 
et, le cas echeant, les autres 
mesures les plus importantes 
relatives aux conges payes dans 
l'agriculture. 

Article 12 

Les ratifioations formelles de 
la presente convention seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui en­
registrees. 

Article 13 

1. La presente convention ne 
liera que les Membres de l'Or­
ganisation internationale du 
Travail dont la ratification aura 
ete enregistree par le Directeur 
general. 

7 

den bezahlten Jahresurlaub oder 
über den Verzicht auf diesen 
Urlaub ist ais nichtig anzusehen. 

Artikel 9 

Wird der Arbeitnehmer ohne 
sein Verschulden entlassen, be­
vor er den ihm zustehenden Ur­
laub genommen hat, so ist ihm 
für jeden ihm nach diesem über­
einkommen zustehenden Ur­
laubstag das in Artik~l 7 vorJ 

gesehene Entgelt zu zahlen. 

Artikel 10 

Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert, ver­
pflichtet sich, dafür Sorge zu 
tragen, daß ein geeignetes Sy­
stem der Aufsicht und über­
wachung besteht, das die Ein­
haltung der Bestimmungen des 
übereinkommens gewährleistet. 

Artikel 11 

Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert, hat 
dem Internationalen Arbeitsamt 
alljährlich eine allgemeine Dar­
legung zu übermitteln, die über 
die Art und Weise der Durch­
führung der Bestimmungen des 
übereinkommens Auskunft gibt. 
Diese Darlegung hat zusammen­
fassende Angaben zu enthalten 
über die Tätigkeiten, die Grup­
pen und die ungefähre Zahl der 
von der Regelung erfaßten Ar­
beitnehmer, über die Dauer des 
gewährten Urlaubs und gegebe­
nenfalls über die wichtigsten 
anderen Maßnahmen, die hin­
sichtlich des bezahlten Urlaubs 
in der Landwirtschaft getroffen 0 

werden. 

Artikel 12 

Die förmlichen Ratifikationen 
dieses übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zur Ein­
tragung mitzuteilen. 

Artikel 13 

1. Dieses übereinkommen 
bindet nur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeits­
organisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor ein­
getragen ist. 

192 der Beilagen VII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 7 von 11

www.parlament.gv.at



8 

2. It shall come into force 
twelve months after the date 
on which the ratifications of 
two Members have been 
registered with the Director­
General. 

3. Thereafter, this Conven­
tion shall come into force for 
any Member twelve months 
after the date on which its rati-

. fication has been registered. 

Article 14 

1. Declarations communi­
cated to the Director-General 
of the International Labour 
Office in accordance with para­
graph 2 of Article 35 of the 
Constitution of the Internatio­
nal Labour· Organisation shall 
indicate-

(a) the territories in respect 
of which the Member con­
cerned undertakes that 
the provisions of the Con­
vention shall be applied 
without modification; 

(b) the territories in respect of 
which it undertakes that 
the provisions of the Con­
vention shall be applied 
subject to modifications, 
together with details of 
the said modifications; 

(c) the territories in respect 
of which the Convention 
is inapplicable arid in such 
cases the grounds on 
which it is inapplicable;. 

(d) the territories in respect 
of which it reserves its 
decision pending further 
consideration of t4e 
position. 

2. The undertakings referred 
to in subparagraphs (a) and (b) 
of paragraph 1 of this Article 
shall be deemed to be an inte­
gral part of the ratification and 
shall have the force of ratifi­
cation. 

3. Any Member may at any 
time by a subsequent decla­
ration cancel in whole or in 
part any reservation made in its 
original declaration in virtue of 
subparagraphs (b), (c) or (d), of 
paragraph 1 of this Article. 

2. Elle entrera en vigueur 
douze mois apres' que les ratifi­
cations de deu~ Membres auront 
ete enregistrees par le Directeur 
general. 

3. Par Ia suite, cette conven­
tion entre ra en vigueur pour 
chaque Membre douze mois 
apres la date ou sa ratific:ation 
aura ete enregistree. 

Article 14 

1. Les declarations qui seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail, conformement au 
paragraphe 2 de l'article 35· de 
la Constitution de I'Organisa­
tion internationale du Travail, 
devront faire connahre: 

a) les terri toires pour les­
quels le Membre interesse 
s'engage a ce que les dis­
positions de la convention 
soient appliquees sans mo­
dification; 

b) les territoires pour les­
quels il s'engage a ce que 
les dispositions de la con­
vention soient. appliquees 
avec des modifications, et 
en quoi consistent lesdites 
modifications; . I . 

c) les territoires auxque1s la 
convention est inappli­
cable et, dans ces cas, les 
raisons pour lesquelles elle 
est inapplicable; 

d) les territoires pour les­
quels il reserve sa decision 
en attendant un examen 
plus approfondi. de Ia 
situation a l'egard desdits 
territoires. 

2. Les engagements mention­
nes aux alineas a) et b) du pre-. 
mi er . paragraphe du present ar­
tide seront reputes parties 
integrantes de la ratification et 
porteront des effets identiques. 

3. Tout Membre pourra re­
noncer, par une nouvelle decla­
ration, atout ou partie des 
reserves contenues dans sa 
declaration anterieure en vertu 
des alineas b), c) et d) du pre­
mier paragraphe du present ar­
tide. 

2. Es tritt In Kraft zwölf 
Monate, nachdem die Ratifika­
tionen zweier Mitglieder durch 
den Generaldirektor eingetragen 
worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses 
übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der 
Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft . 

Artikel 14 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes nach Artikel 35 Absatz 2 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation über­
mittelten Erklärungen hat das 
beteiligte Mitglied die Gebiete 
bekanntzugeben, 

a) für die es die Verpflich­
tung zur unveränderten 
Durchführung der Bestim­
mungen des übereinkom­
mens übernimmt, 

b) für die es die Verpflich­
tung zur Durchführung 
der Bestimmungen des 
übereinkommens mit Ab­
weichungen übernimmt, 
unter Angabe der Einzel­
heiten dieser Abweichun­
gen, 

c) in denen das übereinkom­
men nicht durchgeführt 
werden kann, und in die­
sem Falle die Gründe da­
für, 

d) für die es sich die Ent­
scheidung bis zu einer 
weiteren Prüfung der Lage 
in Bezug auf die betreffen­
den Gebiete vorbehält. 

2. Die Verpflichtungen nach 
Absatz 1 a) und b) dieses Ar~ 
tike1s gelten als Bestandteil der 
Ratifikation und haben die 
Wirkun[7 einer Ratifikation. 

3. Jedes Mitglied kann die in 
der ursprünglichen Erklärung 
nach Absa·tz 1 b), c) und d) 
dieses Artikels mitgeteilten Vor­
behalte jederzeit durch· eIne 
'spätere Erklärung ganz oder 
teilweise zurückziehen. 
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4. Any Member may, at any 
time at which the Convention is 
subjeet to denuneiation in 
aeeordanee with the provisions 
of Article 16, communicate to 
the Direetor-General a decla­
ration modifying in any other 
respect the terms of any former 
declaration. and stating the pre­
sent position in respect of such 
territories as it may specify. 

Artic1e 15 

1. Decl.arations communicated 
to the Director-General of the 
International Labour Office in 
aceordanee with paragraphs 4 
or 5 of Article 35 of the Con­
stitution of the International 
Labour Organisation shall indi­
cate whether the provisions of 
the Convention will be applied 
in the territory concerned with­
out modification or subjeet to 
modifieations; when the decla­
ration indicates that the pro­
visions ofthe Convention will 
be applied subject to modifi­
cations, it shall give details of 
the said modifications. 

2. The Member, Members or 
international authority eon­
cerned may' at any time by a 
subsequent declaration renounce 
in whole or in part the right to 
have recourse to any modifi­
cation indieated in any former 
declaration. 

3. The Member,' Members or 
international authority con­
eerned may, at any time at 
which this Convention is sub­
jeet to denunciation in aeeord­
anee·with the provisions of Ar­
ticle 16, communieate to the 
Direetor-General a declaration 
modifying in any other respect 
the terms of any former decla­
ration and stating the present 
position in respect of the appli­
cation 'of the Convention. 

ArticIe 16 

1. A Member which h.as 
ratified this Convention may 
denounee it after the expiration 
of ten years from the date on 

4. Tout Membre pourra, pen­
dant les periodes au cours des­
quelles la presente convention 
peut ~tre denoncee conforme­
ment aux dispositions de l'ar­
ticle 16, communiquer au 
Directeur general une nouvelle 
declaration modifiant atout 
autre egard les termes de toute 
declaration anterieure et faisant 
connaitre la situation dans des 
territoires determines. 

Article 15 

1. Les dec1arations communi­
quees au Directeur gene~al du 
Bureau international du Travail 
conformement aux paragra­
phes 4 et 5 de l'artic1e 35 de la 
Constitution de l'Organisation 
internationale du Travail doi­
vent indiquer si les dispositions 
de la convention' seront appli­
quees dans le territoire avec ou 
sans modifications; lorsque la 
declaration indique que les dis­
positions de la convention 
s'appliquent sous reserve de 
modifications elle doit specifier 
en quoi consistent lesdites mo­
difica tions. 

2. Le Membre ou les Mem~ 
bres ou·l'autorite internationale 
interesses pourront renoncer 
entierement ou partiellement, 
par une dec1aration ulterieure, 
au droit d'invoquer une' mo­
difieation indiquee dans une 
declaration 'anterieure. 

3. Le Membre ou les Membres 
ou l'autorite internationale in­
teresses pourront, pendant les 
periodes au cours desquelles la 
,convention peut hre denoncee 
conformement aux dispositions 
de l'article 16, communiquer au 
pireeteur general une nouvelle 
declaratiqn modifiant atout 
autre egard les termes d'une 
declaration anterieure et faisant 
eonnahre la situation en ce qui 
concerne l'application de cette 
convention. 

Article 16 

1. Tout Membre ayant ratifie 
la presenteconvention peut la 
denoncer a l'expiration d'une 
periode de dix annees apres la 

9 

4. Jedes Mitglied kann dem 
Generaldirektor zu jedem Zeit­
punkt, in dem das überein­
kommen nach Artikel 16 ge­
kündigt werden kann, eine Er­
klärung übermitteln, durch die 
der Inhalt jeder früheren Er­
klärung in sonstiger Weise ab­
geändert und die in dem betref­
fenden Zeitpunkt in bestimm­
ten Gebieten bestehende Lage 
angegeben wird. 

Artikel 15 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Int~rnationalen A~beits­
amtes nach ArtIkel 35 . Ab­
sätze 4 und 5 der Verfassung 
der Internationalen Arbeits­
organisation übermittelten Er­
kfärungen ist anzugeben, ob das 
übereinkommen in dem be­
treffenden Gebiet mit oder ohne 
Abweichungen durchgeführt 
wird; besagt die 'Erklärung, daß 
die Durchführung des über­
einkommens mit Abweichungen 
erfolgt, so sind die Einzelheiten 
dieser Abweichungen anzugeben. 

2. Das beteiligte Mitglied; die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Behörde 
können jederzeit durch eine 
spätere Erklärung auf das Recht 
der Inanspruchnahme jeder in 
einer früheren Erklärung mit­
geteilten Abweichung ganz oder 
teilweise verzichten. 

3. Das beteiligte Mitglied, die 
,beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Behörde 
können dem Generaldirektor 
zu jedem Zeitpunkt, in dem das 
übereinkommen nach Artikel 16 
gekündigt werden kann, eine 
Erklärung übermitteln, durch 
die der Inhalt jeder' früheren 
Erklärung in sonstiger Weise 
abgeändert und die in dem be­
treffenden Zeitpunkt bestehende 
Lage in Bezug auf die Durch­
führung dieses übereinkommens 
angegeben wird. 

Artikel 16 

1. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach' Ablauf von zehn 
Jahren, gerechnet von dem Tag, 
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which the Convention first 
comes into force, by an act 
communicaied to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not take 
effect until one year after the 
date on which it is registered. 

2. Each Member which has 
ratified this Convention arid 
which does not, within the 
year following the expiration of 
the period of ten years men­
tioned in the preceding para­
graph, exercise the right of de­
nunciation provided for in this 
Article, will be bound for 
another period of ten years and, 
thereafter, may denounce this 
Convention at the expiration of 
each period of ten years under 
the terms provided för in this 
Article. 

Article 17 

1. The Director-General of 
the International Labour Office 
shall notify all Members of the 
International Labour Organi­
sation of the registration of all 
ratifications, declarations and 
denunciations communicated 
to hirn by the Members of the 
Organisation. 

2. When notifying the Mem­
bers of the Organisation of the 
registration of the second rati­
fication communicated to hirn, 
the Director-General shall draw 
the attention of the Mernbers 
of the Organisation to the date 
upon which the Convention 
will corne into force. 

Article 18 

The Director-General of the 
International Labour Office 
shall communicate to the Secre­
tary-General of the United 
Nations for registration in 
accordance with Article 102 of 
the Charter of the United 
Nations fun particulars of an 
ratifications, declarations and 
acts of denunciation registered 
by hirn in accordance with the 
provisions of the preceding 
Articles. 

date de la mise en vigueur InI­

tiale de la convention, par un 
acte communique au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enregistre. 
La denonciation ne prendra 
effet qu'une annee apres avoir 
ete enregistree. 

2. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention qui, dans 
le delai d'une annee apres l'ex­
piration de la periode de dix 

. annees mentionnee au para­
graphe precedent, ne fera pas 
usage de la faculte de denon­
ciation prevue par le present 
article sera lie pour une nou­
velle periode de dix annees et, 
par la suite, pourra denoncer la 
presente convention a l'expira­
tion de chaque periode de dix 
annees dans les conditions pre­
vues au presente article. 

Article 17 

1. Le Directeur general du 
Bureau international du Travail 
notifiera a tous les Membres de 
l'Organisation internationale du 
Travail l'enregistrement de tou­
tes les ratifications, declarations 
et denonciations qui lui seront 
communiquees par les Membres 
de l'Organisation. 

2. En notifiant aux Membres 
de l'Organisation l'enregistre­
ment de 1a deuxieme ratification 
qui lui aura ete communiquee, 
le Directeur general appellera 
l'attention des Membres de 
l'Organisation sur la date a 
laquelle Ia presente convention 
entrera en vigueur. 

Article 18 

an dem es zum ersten Mal in 
Kraft getreten ist, durch An­
zeig'e an den Generaldirektor 
des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein 
Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des im vorigen Absatz 
genannten Zeitraumes von zehn 
Jahren von dem in diesem Ar­
tikel vorgesehenen Kündigungs­
recht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeit­
raum von zehn Jahren gebun­
den. In der Folge kann es dieses 
übereinkommen jeweils nach 
Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach Maßgabe die­
ses Artikels kündigen. 

Artikel 17 

1. Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der In­
ternationalen Arbeitsorganisa­
tion Kenntnis von der Eintra­
gung aller Ratifikationen, Er­
klärungen und Kündigungen, 
die ihm von den Mitgliedern der 
Organisation mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird 
die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Eintra­
gung der zweiten Ratifikation, 
die ihm mitgeteilt wird, Kennt­
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf­
merksam machen, in dem dieses 
übereinkommen 'in Kraft tritt. 

.t\rtikel 18 

Le Directeur general du Der Generaldirektor des In-
Bureau international du Travail ternationalen Arbeitsamtes 
communiquera au Secretaire übermittelt dem Generalsekre­
general des Nations Unies, aux tär der Vereinten Nationen 
fins d'enregistrement, confor- zwecks Eintragung nach Ar­
mement a l'article 102 de la tikel 102 der Charta der Ver­
Charte des Nations Unies, des einten Nationen vollständige' 
renseignements . complets au Auskünfte über alle von ihm 
sujet de toutes ratifications, de nach Maßgabe der vorausgehen­
toutes decla~ations et de tous den Artikel eingetragenen Rati­
actes de denonciation qu'il aura fikationen, Erklärungen und 
enregistres. conformement aux I Kündigungen. 
articles precedents. 
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Article 19 

At such times as it may con­
sider necessary the Governing 
Body of the International 
Labour Office shall present to 
the General Conference a repot-t 
on the working of this Con­
vention and shall examine the 
desirability of placing on the 
agenda of the Conference the 
question of its revision in whole 
or in part. 

Article 20 

1. Should the Conference 
adopt a new Convention 
revlSlng this Convention in 
whole or in part, then, unless 
the new Convention otherwise 
provides: 

(a) the ratification by a Mem­
ber of the new revising 
Convention shall ipso jure 
involve the immediate 
denunciation of this Con­
vention, notwithstanding 
the provisions of Ar­
tide 16 above, if and 
when the· new revising 
Convention shall have 
come into force; 

(b) as from the date when the 
new revising Convention 
comes into force this 
Convention shall cease to 
be open to ratification by 
the Members. 

2. This Convention shall in 
any case remain in force in its 
actual form and content for 
those Members which have rati­
fied it but have not ratified the 
revising Convention. 

Article 21 

Article 19 

Chaque fois qu'il le jugera 
necessaire, le Conseil d'admini­
stration du Bureau international 
du Travail presentera a la Con­
ference generale un rapport sur 
l'application de la presente con­
vention et examinera s'il y a 
lieu d'inscrire a l'ordre du jour 
de la Conference la question de 
sa revision totale ou partielle. 

Article 20 

1. Au cas ou la Conference 
adopterait une nouvelle conven­
tion portant revision totale ou 
partielle de la presente conven­
tion, et a moins que la nouvelle 
convention ne dispose autre­
ment: 

a) la ratification par un 
Membre de la nouvelle 
convention portant revi­
sion entra~nerait de plein 
droit, nonobstant l'ar­
tide 16 ci-dessus, .denon­
ciation immediate de la 
presente convention, sous 
reserve que la nouvelle 
convention portant revi­
sion soit entree en vi­
gueur; 

b) a partir de la date de 
l'entree en vigueur de la 
nouvelle convention por­
tant revision, la presente 
convention cesserait d'etre 
ouverte a la ratification 
des Membres. 

2. La presente convention 
demeurerait en tout cas en vi­
gu.eur dans sa forme et teneur 
pour les Membres qui l'auraient 
ratifiee et qui ne ratifieraient 
pas la convention portant re­
vision. 

Article 21 

Th~ English and French ver- Les versions fr:ms:aise et 
sions of the text of this Con- anglaise du texte de la presente 
vention are equally authorita- convention font egalement foi. 
tive. 
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Artikel 19 

Der Verwaltungsrat des In­
ternationalen Arbeitsamtes hat, 
sooft er es für nötig erachtet, 
der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durch­
führung dieses übereinkommens 
zu erstatten und zu prüfen, ob 
die Frage seiner gänzlichen oder 
teilweisen Abänderung auf die 
Tagesordnung der Konferenz 
gesetzt werden soll. 

Artikel 20 

1. Nimmt die Konferenz ein 
neues übereinkommen an, wel­
ches das vorliegende überein­
kommen ganz oder teilweise ab­
ändert, und sieh t das neue über­
einkommen nichts anderes vor, 
so gelten folgende Bestim­
mungen: 

a) Die Ratifikation des neu­
gefaßten übereinkommens 
durch ein Mitglied schließt 
ohne weiteres die sofortige 
Kündigung des vorliegen­
den übereinkommens in 
sich, ohne Rücksicht auf 
Artikel 16, vorausgesetzt, 
daß das neugefaßte über­
einkommen in Kraft ge­
treten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des In­
krafttretens des neuge­
faßten übereinkommens 
an kann das vorliegende 
übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vor­
liegende übereinkommen nach 
Form und Inhalt. jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte 
übereinkommen ratifiziert 
haben. 

Artikel 21 

Der französische und der 
englische Wortlaut dieses über­
einkommens sind in gleicher 
Weise maßgebend. 
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